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Freitag, 22. November 2024

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Einweg-E-Zigis sollen verboten werden
Der Basler Grosse Rat hat einen Vorstoss an die Regierung überwiesen. Der Baselbieter Landrat könnte bald folgen.

Tobias Gfeller

Sie schadenderGesundheit und
der Umwelt, trotzdem werden
sie immer beliebter. Gerade
Jüngere fahren auf die farbigen
E-Zigaretten mit den angeblich
feinen Geschmäckern und den
tiefenPreisenab.EinigeE-Ziga-
retten, bekannt als Vapes, sind
nachnur einerVerwendungun-
brauchbar, auchwenndieBatte-
rienweitereNutzungenmöglich
machenwürden.Erhältlich sind
diese Einweg-E-Zigaretten an
fast sämtlichenVerkaufsstellen,
an denen es auch klassische Zi-
garetten gibt.

Die Tabakindustrie bewirbt
Vapesdamit,dass siegerade jün-
gereRaucherinnenundRaucher
dazu bringen würden, von den
noch schädlicheren Zigaretten
aufdieangeblichweniger schäd-
lichen E-Zigaretten umzustei-
gen. Die Kritik an den Einweg-
E-Zigaretten war trotz dieser
VersprechenvonBeginnangross.

JuraundWalliskennen
bereitsVerbote
Befürchtet wird, dass die «fei-
nen» Geschmäcker das Rau-
chenharmloswirken lassenund
Vapes sorglose Jugendliche so
schneller zum«richtigen»Rau-
chen verleiten. In der Sommer-
session hat der Nationalrat
einem Vorstoss für ein Verbot
deutlich zugestimmt. Der Ent-
scheiddesStänderats stehtnoch
aus. Der Bundesrat lehnt ein
Verbot hingegen ab.

Ein solches Verbot soll es
auch imKantonBasel-Stadt ge-
ben. Der Grosse Rat hat am
Mittwochabend eine entspre-
chende Motion von Christoph
Hochuli (EVP) mit 45 zu 35
StimmenandieRegierungüber-
wiesen. In den Kantonen Jura
undWallis habendieParlamen-

te einem Verbot bereits zuge-
stimmt. Verbotsanträge sind in
weiteren Kantonen hängig, so
auch imBaselbiet.

NureinFünftelwird
korrekt entsorgt
Wie im Basler Grossen Rat
kommt auch im Baselbieter
Landrat der Verbotsantrag von
der EVP. Landrätin Andrea He-
ger istüberzeugt,dassmiteinem
Verkaufsverbot von Einweg-
E-Zigaretten der Jugendschutz
gestärkt und zahlreiche Jugend-
liche vor der Abhängigkeit be-
wahrt werden. «Natürlich hält
ein Verbot nicht alle vom Rau-

chen dieser Einweg-E-Zigaret-
ten ab.Aber derVerbrauchwür-
de sicherlich stark einge-
dämmt», glaubt Heger. Für die
Hölsteiner EVP-Landrätin ist
wichtig, zu betonen, dass es ihr
nicht um ein generelles Verbot
vonVapesgeht, sondernwirklich
nurumjene,dienacheinemGe-
brauchentsorgtwerdenmüssen.

AndreaHegerundChristoph
Hochuli erinnern in ihren Vor-
stössennebendengesundheitli-
chen Folgen auch an den Um-
weltschutz. Die Einweg-E-Ziga-
retten bestehen aus einer
Kunststoff-oderMetallhülleund
enthalten eine Lithiumbatterie

zum Verdampfen der Flüssig-
keit.Gerätemit solchenMateria-
lien müssen speziell entsorgt,
am besten rezykliert werden.
DieEntsorgungalsBatteriebeim
Detaillisten ist ebenso falsch,
weildieVapesebennichtnuraus
der Batterie bestehen.

In der Schweiz wird gemäss
der Stiftung Sens, die ein Rück-
nahmesystem für Elektro- und
Elektronikgeräte betreibt, nur
gerade jede fünfte E-Zigarette
korrekt entsorgt. Die Mehrheit
wird in den Abfall oder auf den
Boden geworfen, wie es unzäh-
ligeRaucherinnenundRaucher
auch mit den klassischen Ziga-

rettenstummeln tun.UmdieRe-
cyclingquote bei Vapes zu erhö-
hen, hat die Stiftung Sens einen
speziellen Entsorgungssack lan-
ciert, den man bei ihr kostenlos
bestellen kann. Ist der Sack ge-
fülltmitE-Zigaretten,kannman
ihnmit einer Lasche gegen aus-
sen zur Erkennung in den eige-
nen Milchkasten legen und so
dem Pöstler zur fachgerechten
und kostenlosen Entsorgung
mitgeben. Fachgerecht entsor-
genkannmandieVapesauchbei
Sammelstellen fürElektrogeräte
und bei den Verkaufsstellen der
E-Zigaretten.

DieStiftunghatdieGemein-
den darum geben, das Angebot
desRecycling-Bagpublik zuma-
chen. Bis anhin ist der Aufruf
fast gänzlich verpufft.EineAus-
nahme bildet interessanterwei-
se die Gemeinde Oberwil, die
das Schreiben der Stiftung auf
ihrerWebsite veröffentlicht hat.

Tabaklobbyweibelt
gegenVerbote
Landrätin Andrea Heger kennt
die Stimmen, die vor Verboten
und vor eigenen Regelungen in
den Kantonen warnen. Sie
möchte abernicht aufdenBund
warten, wo die Mühlen für ge-
wöhnlichetwas langsamermah-
len. Auch habe auf Bundesebe-
ne die Tabaklobby mehr Ein-
fluss,waseinVerbot schwieriger
machen könnte.

Da auch in umliegenden
Kantonen entsprechende Vor-
stösseeingereichtwurden,wür-
de ein Ausweichen für Rauche-
rinnenundRaucher schwieriger,
gibt Heger zu bedenken. Für sie
ist bei Einweg-E-Zigaretten die
EinschränkungderFreiheitnot-
wendig, weil aufgrund der Ent-
sorgungsproblematik die Um-
welt und entsprechend auchdie
Menschen geschädigtwerden.

Vapes enthalten Metalle und eine Lithiumbatterie. Sie sollten daher fachgerecht entsorgt werden. Bild: Marijan Murat/DPA

Nur schlechte Scherze? Aber ernste Folgen
NachAmokdrohungen in Basel und amGymnasiumOberwil ist die Polizei gefordert.

Yann Schlegel

DasMuster gleicht sich: In allen
EckendesLandeskommtes seit
Anfang November an Schulen
zu Drohschreiben, in welchen
eine Amokwarnung ausgespro-
chenwird.DieseWochewarmit
dem Gymnasium in Oberwil
erstmals eine Baselbieter Schu-
le betroffen. Nachdem die
Schulleitung Kenntnis über die
Textdrohungen hatte, kontak-
tierte sie umgehend die Basel-
bieter Polizei.

Man habe die Situation ein-
gehend analysiert, sagt Björn
Lupp,LeiterHauptabteilungBe-
rufs- und Mittelschulen. Da es
dasgleicheMustermitTextdro-
hungen an anderen Schulen in
derSchweizgebe,hättendieBe-
hördenentschieden, denSchul-
betrieb weiterzuführen. «Falls
es tatsächlich einfach ein Jux
sein sollte – oder wie man die
Tiktok-Challenge auch immer
bezeichnenwill –, kann es nicht
sein, dassdie Schulen jedesMal
schliessen», sagt Lupp.

DieHäufungderDrohungen im
In-undAuslandsoll nämlichauf
eine Challenge der Social-Me-
dia-Plattform Tiktok zurückzu-
führensein.LautMedienberich-
tenanimierenVideoclipsdie Ju-
gendlichen dazu, in Schul-
toiletten Drohmitteilungen an-
zubringen. Auf den Clips ist zu
sehen, wie die Schule daraufhin
geräumt wird und Sicherheits-
massnahmen ergriffenwerden.

ObderVorfall inOberwil auf
dasSocial-Media-Phänomenzu-

rückzuführen ist, kanndieBasel-
bieter Polizei noch nicht sagen.
«Selbstverständlich ist es eine
Möglichkeit – überall in der
Schweizhates inden letztenWo-
chenähnlicheVorfälle gegeben.
Wir ermitteln aber in alle Rich-
tungen», sagt Adrian Gaugler,
SprecherderBaselbieterPolizei.

Obwohl das Gymnasium
Oberwil versucht, so gut wie
möglich den Normalbetrieb
fortzuführen, ist die Lage alles
andere als normal. Von«Unter-

richtsbetrieb» zu sprechen, sei
eingrossesWort, sagtLupp.Die
Baselbieter Polizei ergriff am
Donnerstag auch erhöhte Si-
cherheitsvorkehrungen. Siewar
mit uniformierten Polizeipat-
rouillen und zusätzlichmit zivi-
len Polizistinnen undPolizisten
vorOrt präsent.

Entsprechend angespannt
sei die Stimmung am Gymna-
sium, sagtLupp.«DieLeute sind
besorgt, sowohl Angestellte als
auchSchülerinnenundSchüler.
Wennmannichtweiss,wieernst
man die Drohungen nehmen
muss, ist das besonders belas-
tend fürdieLeute.»DerKanton
hatdeshalbauchpsychologische
Betreuung an die Schule ent-
sandt. Der Vorfall werde die
Schule noch längerfristig be-
schäftigen.

Jugendstaatsanwaltschaft
Basel eröffnetVerfahren
Sollte es sichbei denDrohnach-
richten tatsächlichumschlechte
Scherze handeln, müssen die
Verantwortlichen gleichwohl

mit juristischen Konsequenzen
rechnen. Ein Drohschreiben zu
verfassen, ist kein Lausbuben-
streich, sondern ein Offizialde-
likt, das also von der Staatsan-
waltschaft von Amtes wegen
verfolgt wird.

An der Schule in Oberwil
habe man die Schülerschaft
darauf aufmerksam gemacht
und umHinweise gebeten, sagt
Lupp. Wer etwas über die Vor-
fälle wisse, solle diesmelden.

Auch der Vorfall in Basel-
Stadt von Anfang vergangener
Woche hat nun juristische Fol-
gen. Am vergangenen Montag
war eine Amokdrohung für die
Sekundarschulen Wasgenring
undVogesengefundenworden.
Nun schreibt die Jugendstaats-
anwaltschaft Basel-Stadt auf
AnfragedieserZeitung, siehabe
aufgrund des Vorfalls an der
SekundarschuleWasgenringein
Verfahren gegen unbekannt er-
öffnet. «In diesem Verfahren
geht es darum, den Sachverhalt
zuklärenunddiemutmassliche
Täterschaft zu ermitteln.»

«Natürlichhält
einVerbotnicht
alle vom
Rauchendieser
Einweg-E-
Zigarettenab.»

AndreaHeger
EVP-Landrätin

Auch am Gymnasium Oberwil gab es ein Drohschreiben. Bild: ken

Eingeschneite
Trams und Busse
Schneefall Am Donnerstag-
nachmittag fiel wie angekün-
digt Schnee – auch in der Re-
gionBasel.DerWintereinbruch
sorgte umgehend für Störun-
gen im öffentlichen Verkehr.

DieBaslerVerkehrsbetriebe
haben gestern Abend um 21
Uhr auf dem gesamten Netz
den Betrieb eingestellt. «Wei-
chensind teilweisevereist, bzw.
eingefroren und können nicht
mehrgestelltwerden,dazusind
verschiedene Steigungen auf
dem ganzen Streckennetz für
die Busse nicht mehr befahr-
bar», schrieben die BVB in
einerMitteilung.

Der Bund hat am Nachmit-
tagdieGefahrenstufe imoberen
Baselbiet von4auf 5erhöht.Da-
mitwurdevor«grosserGefahr»,
vor allem imVerkehr, gewarnt.

Sollte der Schnee am Frei-
tagmorgen noch liegen, sind in
Basel-Stadt die Hausbesitzen-
den fürdieRäumungzuständig:
DiegeplanteÄnderung,dassder
Kanton künftig den Schnee von
Trottoirs wegschaufelt, kommt
voraussichtlich erst nächstes
Jahr (die bz berichtete). (sil/sch)


